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Drucksache 1221 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Wahlgesetzes zum zweiten Bundestag 
und zur Bundesversammlung und des Gesetzes über die 
Entschädigung der Mitglieder des Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Wahlgesetz zum zweiten Bundestag 
und zur Bundes Versammlung vom 8. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 470) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 51 Abs. 1 wird die folgende neue Nr. 2a 
eingefügt; 

„2a. wenn er länger als sechs Monate den 
Arbeiten des Bundestages unentschul- 
digt fernbleibt,“ 

2. § 52 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. im Falle der Nr. 1 und 2a im Wahl- 
prüfungsverfahren, “ 

Artikel II 

Das Gesetz über die Entschädigung der Mit- 
glieder des Bundestages vom 24. Juni 1954 
(Bundesgesetzbl. II S. 637) erhält folgenden 
neuen § 7a: 


„§ 7a 

(1) Ist gegen ein Mitglied des Bundestages 
ein Verfahren wegen Verlustes der Mitglied- 
schaft zum Bundestag nach § 51 Abs. 1 Nr. 2a 
des Gesetzes über die Wahl zum zweiten 
Bundestag und zur Bundesversammlung vom 
8. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 470) in der 
Fassung dieses Gesetzes anhängig, so kann 
der Präsident die Auszahlung der Aufwands- 
entschädigung und die Erstattung der Un- 
kosten nach § 5 sperren. 

(2) Erlischt die Mitgliedschaft im Bundes- 
tag nach § 51 Abs. 1 Nr. 2a des Wahlge- 
setzes, so entfällt jeder Anspruch auf die noch 
nicht gezahlten Bezüge.“ 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 23. Februar 1955 

Ollenhauer und Fraktion 


Überwiesen in der 68. Plenarsitzung am 23 . Februar 1955 an den Ausschuß für Rechtswesen 

und Verfassungsrecht 


Drude: Bonner Universitäts-Buctadruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



